
Im Interesse der Demokratie, des Rechts und auch der 
Selbstachtung aller auf Gerechtigkeit bedachten Juristen 
in Westdeutschland, die sich nicht mit den Blutrichtern 
als Kollegen identifizieren wollen, muß dem Völker­
recht in der Bundesrepublik Geltung verschallt werden. 
Danach genügt es nicht, gegen Frankel lediglich ein 
Disziplinarverfahren einzuleiten. Er ist strafrechtlich 
zur Verantwortung zu ziehen. Die Zahlung einer Pen­
sion steht im Widerspruch zu dieser Rechtslage.

Ebenso wie er gehört auch der geistige Urheber der 
Judenermordungen, Globke, auf die Anklagebank. Die 
Deutsche Demokratische Republik hat bereits im 
Januar 1961 Beweisdokumente über Globkes Verbrechen 
dem Generalstaatsanwalt in Hessen übergeben. Das von 
ihm eingeleitete Ermittlungsverfahren mußte aber dann 
unter dem Druck des westdeutschen Justizministeriums 
an die Bonner Staatsanwaltschaft abgegeben werden, 
die das Ermittlungsverfahren einstellte.

Der Staatssekretär im Bundeskanzleramt, Globke, ge­
hört insbesondere wegen seiner maßgeblichen Mitwir­
kung an den berüchtigten Nürnberger Gesetzen und der 
sogenannten Polenstraf rechtsordn ung sowie wegen 
seiner Tätigkeit als Judenreferent im ehemaligen 
Reichsinnenministerium nicht ins Amt, sondern auf die 
Anklagebank.

Die noch immer in Westdeutschland amtierenden Blut­
richter und -Staatsanwälte stellen einen Affront auch 
gegen die Völker Europas dar, denen durch die nazi­
stische Justiz unsagbares Leid zugefügt wurde. Sie 
müssen aus der westdeutschen Justiz entlassen und die 
schwer Belasteten ihrer gerechten Bestrafung zugeführt 
werden.
Tn der Deutschen Demokratischen Republik, in der das 
Potsdamer Abkommen konsequent verwirklicht wurde, 
haben die zuständigen Organe das Recht und die Pflicht 
erfüllt, die Verbrechen der in Westdeutschland wieder 
fungierenden ehemaligen faschistischen Richter und 
Staatsanwälte aufzudecken und diese dokumentarisch 
zu beweisen. Sie unterbreiteten den zuständigen Be­
hörden der Bundesrepublik seit 1956 insgesamt 92 An­
gebote, die in der DDR lagernden Originalakten ein­
zusehen. Den verantwortlichen Justizbehörden wurden 
von Beauftragten des Generalstaatsanwaltes der DDR 
sogar über 800 Akten ins Haus gebracht.

Aus nationaler Verantwortung und in voller Überein­
stimmung mit den demokratischen Kräften in aller 
Welt schließlich hat das Oberste Gericht der Deutschen

Demokratischen Republik das Urteil gegen den Kriegs­
verbrecher Oberländer gefällt. Diese Maßnahmen der 
DDR hätten längst die Sauberkeit in der westdeutschen 
Justiz bewirken können, wenn die führenden Kräfte 
der Bundesrepublik auf sie eingegangen wären.

Trotz der alle Prinzipien eines Rechtsstaates mißachten­
den Haltung der Bundesregierung ist die Deutsche 
Demokratische Republik auch weiterhin bereit, der 
Bundesrepublik bei der Durchsetzung der Völker- und 
staatsrechtlichen Normen durch Einsicht in das in 
ihrem Besitz befindliche Belastungsmaterial Unter­
stützung zu gewähren.

Westdeutsche Gewerkschafter nahmen 
Einsicht in Blutiichterakten
Der Minister der Justiz der DDR, Dr. Hilde B e n j a m i n ,  
empfing am 10. August 1962 eine Gruppe westdeutscher 
Gewerkschaftsfunktionäre, die den Wunsch geäußert hat­
ten, in die Originalakten Einsicht zu nehmen, die den 
zwangspensionierten westdeutschen Generalbundesanwalt 
Wolfgang Fränkel als faschistischen Blutstaatsanwalt auf 
das schwerste belasten. In einer fast dreistündigen Aus­
sprache beantworteten Minister Dr. Hilde Benjamin und der 
Stellvertreter des Ministers Hans R a n k e  die zahlreichen 
Anfragen der westdeutschen Gewerkschafter, die sich auf 
die Justiz in den beiden deutschen Staaten bezogen.

Im Namen seiner Kollegen erhob ein Betriebsratsvorsitzen­
der aus München folgende Forderung: Der DGB-Bundes- 
vorstand soll eine von den Gewerkschaftsmitgliedern demo­
kratisch gewählte Kommission zur Untersuchung der 
Bonner Blutrichterjustiz bilden: diese Kommission soll 
an Ort und Stelle in der DDR die belastenden Original­
akten über ehemalige Nazirichter und -Staatsanwälte ein- 
sehen und entsprechende Schlußfolgerungen für die west­
deutschen Gewerkschaften ziehen. Eine derartige Unter­
suchungskommission sei jetzt notwendig geworden, nach­
dem die Bonner Regierung dem Angebot des General­
staatsanwalts der DDR zur Einsichtnahme in das Akten­
material der Blutjuristen nicht nachgekommen ist.

Minister Dr. Benjamin erklärte, daß alle Institutionen in der 
DDR, die sich mit der Aufdeckung der Verbrechen der 
heute in Westdeutschland wieder amtierenden Nazijuristen 
beschäftigen, bereit seien, einer vom DGB-Bundesvorstand 
beauftragten Kommission Einsicht in das Belastungsmate­
rial zu geben.
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1. Ein Gutachten über die Alkoholkonzentration im 
J5Int baut auf den wissenschaftlichen Erkenntnissen 
über die Wirkung des Alkohols im menschlichen Körper 
und den rdigemeinen menschlichen Erfahrungen auf. 
Es kann nicht ohne stichhaltige Gründe durch Angaben 
von Zeugen widerlegt werden.
2. Volltrunkenheit heißt nicht, daß der Täter so be­
trunken seir. muß, daß er reaktionsunfähig ist und 
seine Umwelt nicht mehr wahrnehmen kann. Es sind 
durchaus füi den Außenstehenden als zielgerichtete 
oder folgerichtige Reaktion erscheinende Handlungen 
möglich, die darauf hindcuten können, daß der Täter 
möglicherweise nicht zurechnungsunfähig gewesen ist. 
Ia solchen Fällen ist das Gutachten immer ein zuver­
lässigeres Indiz als die Angaben von Zeugen.

OG, Urt. vom 19. April 1962 - la Ust 71/62.

Am 17. Dezember 1961 fuhr der Angeklagte mit der 
Eisenbahn nach B. Er mußte wiederholt umsteigen. Bei 
diesen Gelegenheiten nahm er alkoholische Getränke 
zu sich. Auf dem Rückwege traf er gegen 17.30 Uhr 
wieder in E. ein und kaufte sich eine Fahrkarte für 
einen D-Zug nach B. Weil der Zug erst gegen 18 Uhr 
abfuhr, suchte er die Mitropa-Gaststätte auf. Er 
würfelte mit anderen Bürgern Lagen aus. Gegen 20 Uhr 
ging der Angeklagte zur Sperre, um einen mit Ver­
spätung abfahrenden D-Zug nach B. zu benutzen. Er 
hatte die Hände in den Taschen und wollte schwanken­
den Ganges die Sperre passieren. Er wurde von einem 
Angehörigen der Reichsbahn auf gef ordert, die Fahr­
karte zu zeigen. Als er dieser Aufforderung nicht 
nachkam, faßte ihn der Kontrolleur vorn am Jackett 
und sagte, er solle zurückgehen. Daraufhin schlug ihn 
der Angeklagte mit der Faust ins Gesicht. Vorüber­
gehende Reisende hielten den Angeklagte fest und be­
nachrichtigten die Transportpolizei. Als der Angehörige
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